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Brandenburgisches Oberlandesgericht
Beschluss

In dem Betreuervergütungsverfahren
betreffend:

L… K…,

Betreuter,

- Verfahrenspfleger:
Rechtsanwalt …

weiter beteiligt:

J… S…,

Betreuer, Beschwerdeführer und Rechtsbeschwerdeführer,

- Verfahrensbevollmächtigte:
Rechtsanwälte …

hat der 11. Zivilsenat des Brandenburgischen Oberlandesgerichts am 28. Oktober 2008

durch

den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Goebel,
den Richter am Oberlandesgericht Hütter und
den Richter am Oberlandesgericht Pliester

beschlossen:

Die sofortige weitere Beschwerde des Betreuers gegen den Beschluss des Landgerichts Potsdam vom 18. August 2008 wird zurückgewiesen.
Die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens trägt der Betreuer.
Geschäftswert: 158,36 €.

Gründe:

I.

Nach den nicht angegriffenen Feststellungen des Landgerichts steht dem Betreuer für seine Betreuungsleistungen vom 18. Mai 2005 bis zum 30. Juni 2005 eine Vergütung für einen Zeitumfang von 155 Minuten zu. Weiterhin kann der Betreuer für die Zeit vom 1. Juli 200 bis zum 12. Februar 2006 eine Pauschalvergütung verlangen. Das Amtsgericht hat dem Betreuer jeweils nur die Regelvergütung zugebilligt; mit der sofortigen Beschwerde und der vom Landgericht zugelassenen sofortigen weiteren Beschwerde verfolgt der Betreuer seinen Anspruch auf Entgelt nach den höheren Stundensätzen gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BVormVG (bis zum 30. Juni 2005) beziehungsweise § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 VBVG (für die Zeit danach) weiter.

Das Landgericht hat - im Ergebnis ebenso wie das Amtsgericht - die Auffassung vertreten, der Betreuer könne eine höhere Vergütung nicht verlangen. Die Ausbildung des Betreuers sei einem Universitätsabschluss gleichwertig. Der Hochschulabschluss sei im Kern auch auf die Vermittlung pädagogischer, psychologischer und medizinischer Kenntnisse gerichtet. Es stehe nicht entgegen, dass die Anzahl der in den genannten Bereichen erteilten Stunden im Verhältnis zur Gesamtstundenzahl nur einen geringen Teil ausgemacht habe. In Anbetracht des dem Betreuer übertragenen Aufgabenkreises - Vermögenssorge, Geltendmachung von Sozialleistungen, Wohnungs- und Behördenangelegenheiten - sei aber nicht ersichtlich, dass die besonderen Kenntnisse des Betreuers für die konkrete Betreuung nutzbar gewesen seien.

Wegen der weiteren Einzelheiten des angefochtenen Beschlusses, der dem Betreuer am 21. August 2008 zugestellt worden ist, wird auf Bl. 56 der Vergütungsakte Bezug genommen. Mit der zugelassenen sofortigen weiteren Beschwerde, beim Brandenburgischen Oberlandesgericht eingegangen am 4. September 2008, wendet sich der Betreuer gegen die Annahme des Landgerichts, seine im Hochschulstudium erworbenen Kenntnisse seien für die übertragenen Aufgabenkreise nicht nutzbar.

II.

Die sofortige weitere Beschwerde ist in Folge der Zulassung durch das Beschwerdegericht gemäß §§ 69e Abs. 1 Satz 1, 56g Abs. 5 Satz 2 FGG statthaft und auch im Übrigen zulässig, insbesondere in der Zwei-Wochen Frist (§§ 29 Abs. 4, 22 Abs. 1 Satz 1 FGG) eingelegt worden. In der Sache hat das Rechtsmittel keinen Erfolg. Im Ergebnis zu Recht haben das Amts- und das Landgericht bei der Bemessung der Vergütung des Betreuers jeweils die unterste Vergütungsstufe in Ansatz gebracht (§ 4 Abs. 1 Satz 1 VBVG bzw. § 1 Abs. 1 Satz 1 BVormVG).

1. Das Landgericht verweist allerdings zu Unrecht darauf, dass die nachgewiesenen und durch eine Hochschulausbildung erworbenen Kenntnisse des Betreuers nicht für die hier angeordnete Betreuung mit eingeschränktem Aufgabenkreis nicht nutzbar seien. Diese Beurteilung steht zunächst im Widerspruch zu der gesetzlichen Vermutung des § 1 Abs. 2 BVormVG bzw. des § 3 Abs. 2 Satz 1 VBVG; die angefochtene Entscheidung setzt sich mit diesem Widerspruch auch nicht auseinander. Zudem liegt es nach der Auffassung des Senates auf der Hand, dass psychologische, pädagogische und medizinische Kenntnisse für die übertragenen Aufgabenkreise ohne weiteres nutzbar sind. Sowohl die Aufgabenkreise der Vermögenssorge und der Wohnungsangelegenheiten als auch die Geltendmachung von Ansprüchen gegenüber Behörden erfordern vom Betreuer nicht nur ein Wirken „nach außen“; es kommt insoweit gerade darauf an, dass die spezifischen Bedürfnisse des Betreuten - soweit möglich in Absprache mit diesem - gewahrt werden, wofür die genannten Kenntnisse überaus hilfsreich sein können.

2. Soweit das Landgericht davon ausgeht, Kenntnisse in Psychologie, Pädagogik und Medizin rechtfertigten eine Höhergruppierung des Betreuers, folgt der Senat dem nicht. Voraussetzung für die Anerkennung derartiger Kenntnisse ist regelmäßig, dass sie durch abgeschlossene Ausbildung erworben wurden, die in ihrem Kernbereich auf die Vermittlung auch betreuungsrelevanten Wissens ausgerichtet ist (Senat, Beschluss vom 2. Mai 2005, 11 Wx 13/05; OLG Zweibrücken OLGR 2000, 551, 553). Eine Erhöhung der Betreuungsvergütung nach abgeschlossener Hochschulausbildung kommt daher dann nicht in Betracht, wenn der Betreuer in seiner Ausbildung, die schwerpunktmäßig auf ein anderes Ziel gerichtet war, nur Nebenkenntnisse erworben hat, die er nunmehr im Rahmen der Betreuung nutzbar machen kann. Solches wurde in der Rechtsprechung für eine Grundschullehrerin verneint (OLG Dresden BtPrax 2000, 39), ebenso für einen Diplomgeographen (BayObLG BtPrax 2000, 81). Das OLG Dresden (a. a. O.), dem der Senat beitritt, hat in diesem Zusammenhang ausgeführt: „Ob ein Betreuer über solch allgemein verwendbare Kenntnisse verfügt und daher Anspruch auf eine erhöhte Vergütung hat, richtet sich nach Umfang und Ausrichtung der erworbenen Kenntnisse. So steht etwa beim Studium der Sozialpädagogik die Vermittlung pädagogischer Fähigkeiten im Vordergrund, es wird zudem auf eine breite Anwendbarkeit der erworbenen Kenntnisse geachtet. Es werden Kontakt- und Kommunikationsmuster vermittelt, die den Sozialpädagogen in die Lage setzen, unabhängig von Person und Rolle des Gegenübers - sei dieser nun ein Jugendlicher oder ein Erwachsener, ein Strafgefangener oder eben ein in einer psychiatrischen Anstalt Untergebrachter - leichter Zugang zur Person zu finden. Demgegenüber ist beispielsweise die pädagogische Ausbildung von Lehrern vorwiegend auf die Wissensvermittlung ausgerichtet. Sie hat gewöhnlich auch einen wesentlich geringeren Umfang und wird in der Regel im Neben- nicht im Hauptfach gelehrt, sie ist nicht Kern des Studiums. Daher können bei einer solchen Ausbildung „allgemeine“, für die Betreuung bedeutsame Kenntnisse nicht ohne weiteres angenommen werden.

Nach den in der Beschwerdeinstanz durch den Betreuer überreichten Unterlagen kann in diesem Sinne nicht von einer durch die Hochschulausbildung erworbenen allgemeinen Kenntnissen im Bereich der Psychologie, der Pädagogik und der Medizin ausgegangen werden. Im Bereich der Sportpädagogik/Sportpsychologie stand die „Vermittlung zur Lehrmethodik über Eigenschaften, Fähigkeiten, Einstellungen und Überzeugungen im Vordergrund, die erforderlich sind, um hohe sportliche Leistungen zu erreichen“. Im Lehrgebiet Sportmedizin sollten die Studierenden befähigt werden „im Trainingsprozess durch die Umsetzung der Gesetzmäßigkeiten biologischer Adaptionen die individuelle Belastung und die weitere Erhöhung der Leistungsfähigkeit zu gestalten“. Demgemäß stellen sich allgemeine psychologische, pädagogische und medizinische Inhalte neben der generellen Ausrichtung auf die Bedürfnisse des Sports als nebensächlich und nicht als Kern der Ausbildung dar. Die Zuordnung des Stundensatzes gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 VBVG bzw. § 1 Abs. 1 Satz 1 BVormVG erweist sich demgemäß im Ergebnis als zutreffend.
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